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DPolG fordert amtsangemessene Alimentation
„Das Wams des Beamten ist eng, aber es wärmt.“ 

Diese Aussage, welche dem 
Preußenkönig Friedrich II. (Der 
alte Fritz) zugesprochen wird, 
scheint noch immer Leitfaden 
der Beamtenbesoldung in so 
manchen Amtsstuben zu sein. 
Dass seither gut 200 Jahre ins 
Land gezogen sind und sich die 
damaligen Verhältnisse grund-
legend geändert haben, ist 
offensichtlich bei einigen Ent-
scheidern noch immer nicht 
angekommen. Anders ist es 
wohl kaum zu erklären, dass 
die amtsangemessene Alimen-
tation wieder im Mittelpunkt 
der Diskussion stehen muss. In 
einer mehrteiligen Serie möch-
ten wir unseren Fokus auf die 
Entstehung des Beamtentums 
bis hin zu den Anforderungen 
der Gegenwart richten.

Was bedeutet eigentlich amts-
angemessene Alimentation 
und wie ist sie zustande ge-
kommen? Um das näher zu 
betrachten, ist es notwendig, 
einmal auf den Ursprung des 
Beamtentums zu blicken. Des-
sen Wurzeln reichen bis in die 
Feudalherrschaft zurück. In den 
sich während dieser Zeit all-
mählich entwickelnden Staaten 
bedienten sich die Landesher-
ren sogenannter öffentlicher 
Diener, welchen die Aufgabe 
zukam, Verwaltungsaufgaben 

im Sinne des Monarchen wahr-
zunehmen. Dies erforderte ein 
besonderes Treueverhältnis so-
wie eine enge Bindung an den 
Landesherren. Der angestellte 
Diener wurde verpflichtet, 
seinem Herrscher die volle 
Arbeitskraft auf Lebenszeit zu 
widmen. Im Gegenzug erhielt 
der Diener Schutz und einen 
angemessenen Lebensunter-
halt für sich und seine Familie.

Mit dem Aufkommen der 
Staaten übernahmen diese  
die Rolle des Monarchen. Aus 
dem Diener des Adels wurde 
nun der Staatsdiener. Einige 
der Grundsätze aus dieser Zeit 
wurden übernommen und ha-
ben bis heute Bestand. Dazu 
zählen das Lebenszeitprinzip, 
die Treuepflicht des Beamten 
und als Gegenstück dazu die 
Fürsorgepflicht des Dienst-
herrn.

	< Wurzeln des deutschen 
Beamtenrechts liegen in 
Preußen

Das moderne Beamtentum 
findet seinen Ursprung im Auf-
kommen der Territorialstaaten, 
der Stadtentwicklung sowie 

der Vereinheitlichung der Geld-
wirtschaft. Die damit einher-
gehende Staatsform des Abso-
lutismus brachte eine starke 
Regulierung aller Lebensberei-
che mit sich. Staatsgeschäfte 
wurden zunehmend einer treu 
ergebenen Beamtenschaft 
übertragen, welche dem Herr-
scher direkt unterstellt war.

Friedrich Wilhelm I. von Preu-
ßen gilt bis in die Gegenwart 
als „Vater des deutschen Be-
rufsbeamtentums“. Unter sei-
ner Herrschaft wurden den 
Beamten typische Verhaltens-
weisen und Tugenden aufer-
legt, welche bis in die heutige 
Zeit Bestand haben. Beamte 
hatten einen vorgegebenen 
Ruf darzustellen. Sie sollten 
stets pünktlich, treu, unbe-
stechlich, fleißig und sparsam 
sein. So entstand der Beamten-
ethos. Zugleich unterschied 
sich das Verhältnis des Beam-
ten zu seinem Dienstherrn da-
hingehend, dass es sich nicht 
um ein reines Vertragsverhält-
nis handelte. Vielmehr ver-
pflichtete sich der Beamte,  
mit seinem ganzen Sein dem 
Staat treu zu dienen und dies 
in allen Lebensbereichen.

Beamter 
konnte schon da-
mals nur werden, 
wer bestimmte Prüfun-
gen ablegte und diese 
bestand.

	< Gemeinwohl wurde  
zum obersten Prinzip

Sein Sohn Friedrich II. entwickel-
te dieses Verhältnis weiter, und 
es entstand der Staatsdiener.  
Er war es, der das Gemeinwohl 
zum obersten Ziel erhob. So 
verstand sich Friedrich der 
Große auch als erster Diener  
im Staate. Er führte den Aus- 
bau des Beamtentums fort  
und schieb besondere Pflichten, 
aber auch Rechte für die Beam-
ten fest. Erstmals wurden die 
Rechte und Pflichten des Staats-
dieners im Preußischen Allge-
meinen Recht vom 5. Februar 
1794 festgehalten. 

Dementsprechend war der 
Beamtenstatus kein Beruf, 
sondern eine Lebensaufga-
be. Unbegründete Entlassun-
gen wurden ausgeschlossen 
und die Aufgaben nur noch 
geeigneten Menschen über-
tragen.� ▶
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	< Weimarer Republik

Das Berufsbeamtentum über­
dauerte den Übergang von der 
konstitutionellen Monarchie 
zur parlamentarischen Demo­
kratie in der Weimarer Repub­
lik. Es wurde in der Weimarer 
Reichsverfassung vom 11. Au­
gust 1919 institutionalisiert.

Zu den Grundsätzen der Ver­
fassung für das Beamtentum 
zählten:

	> Anstellung auf Lebenszeit
	> Versorgungsregelung durch 
das Gesetz

	> Unverletzlichkeit der wohl 
erworbenen Rechte

	> Beendigung des Beamten­
verhältnisses nur durch die 
vorgeschriebenen Bestim­
mungen

	> Die Verpflichtung auf die 
Gesamtheit des Staates und 
nicht auf eine einzelne Partei

	> Einsichtsrecht in Personal­
akten und die Vereinigungs­
freiheit

Trotz dieser großzügigen Rege­
lung wurden die Beamten in 
der Republik nicht wirklich hei­
misch, was in der konservati­
ven Grundhaltung zu finden 
ist. Bislang fühlten sich Beamte 
an einen über allem stehenden 
Monarchen gebunden. Dies 
prägte auch deren Staatsver­
ständnis in der Weimarer Re­
publik. Der Staat wurde als 
über allem, also auch der De­
mokratie und dem Parlamen­
tarismus Stehendes betrach­
tet. Vor allem diesem höheren 
Wesen, nicht der demokrati­
schen Gesellschaft fühlte man 
sich verpflichtet.

	< Nationalsozialismus

Mit der Machtübernahme 
durch Hitler wurde auch das 
Beamtenrecht neu geregelt. 
Am 7. April 1933 wurde das 
Gesetz zur „Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums“ er­
lassen. Hier handelte es sich 
nur um ein scheinbares Be­
kenntnis zum Berufsbeamten­

tum, denn politisch missliebige 
Beamte wurden ihres Amtes 
enthoben. Zudem mussten  
alle im Beamtenstatus befind­
lichen Personen von nun an 
den sogenannten Ariernach­
weis erbringen, der belegen 
sollte, dass der Beamte bis zu­
rück zu den Großeltern keine 
Vorfahren jüdischer Religions­
zugehörigkeit hatte.

1934 wurde Hitler zum 
alleinigen Vorgesetzten aller 
Beamten bestimmt, was sich 

im abzulegenden Schwur wi­
derspiegelte. Die Staatstreue 
vieler Beamter im Nationalso­
zialismus wirkte regimeerhal­
tend, da auch verbrecherische 
Maßnahmen, wenn sie nur for­
maljuristisch korrekt waren, 
von einer Vielzahl sogenannter 
Schreibtischtäter mitgetragen 
oder zumindest geduldet wur­
den.

	< Nachkriegszeit

Nach dem Zusammenbruch des 
Nationalsozialismus wurde der 
Beamtenstatus durch die alliier­
ten Siegermächte zunächst ab­
geschafft. Nach deren Willen 
sollte für den öffentlichen 
Dienst ein Dienstrecht auf der 
Grundlage arbeitsrechtlicher 
Normen geschaffen werden, 
was auch in den Verfassungen 
von Hessen, Groß-Berlin und 
Bremen seinen Niederschlag 
fand. Dagegen garantierten die 

Verfassungen aller süddeut­
schen Länder das Berufsbeam­
tentum auch weiterhin. In der 
DDR wurde das Beamtentum 
gänzlich abgeschafft, und 
Staatsbedienstete unterlagen 
dem für alle geltenden Arbeits­
recht, wobei es je nach Aufga­
benbereich auch ergänzende 
Regelungen gab.

Nach langer Diskussion und 
trotz vielfacher Kritik beschloss 
der Parlamentarische Rat 1949 
das Festhalten am Berufsbe­

amtentum in der BRD. So 
wurde Art. 33 GG mit seinen 
beiden Absätzen 4 und 5 ge­
schaffen, der bis heute die ver­
fassungsrechtliche Grundlage 
des deutschen Berufsbeamten­
tums bildet. Die Rechtsverhält­
nisse der Beamten wurden mit 
Verabschiedung des Bundes­
beamtengesetzes (BBG) vom 
14. Juli 1953 grundlegend ge­
regelt. Jedoch wurde damit le­
diglich das Recht der Bundes­
beamten geordnet, während 
es in den Bundesländern zer­
splittert blieb.

Erst mit dem am 1. September 
1957 in Kraft getretenen Be­
amtenrechtsrahmengesetz 
(BRRG) wurden Vorgaben für 
die Landesbeamtengesetzge­
bung geschaffen, was zu einer 
weitgehenden Angleichung be­
amtenrechtlicher Vorschriften 
in den alten Bundesländern 
führte.

	< Einführung des 
Beamtenstatus in den 
neuen Bundesländern

Im Zuge der Wiedervereinigung 
wurde auch in den neu gegrün­
deten Bundesländern der Be­
amtenstatus wiedereingeführt 
und die Regelungen aus den 
alten Bundesländern im We­
sentlichen übernommen, so­
dass es aufgrund der Rahmen­
gesetzgebungskompetenz des 
Bundes eine weitestgehende 
Angleichung des Beamtentums 
in allen Bundesländern gab.

Erst mit der Reform der bundes­
staatlichen Ordnung (Födera­
lismusreform I) im Jahre 2006 
wurde diese Angleichung wie­
der abgeschafft. Die Gesetz­
gebungskompetenz für Be­
soldung, Versorgung und 
Laufbahnrecht wurde den Län­
dern übertragen. Inzwischen 
haben alle Bundesländer eige­
ne Besoldungs- und Versor­
gungs- sowie Laufbahnregeln 
geschaffen. Dies führte jedoch 
auch dazu, dass zwischen den 
Bundesländern ein Wettbe­
werb um die Beamten ent­
brannte, was in erster Linie auf 
die unterschiedlichen Besol­
dungshöhen zurückzuführen 
ist. Die Auswirkungen gehen  
so weit, dass insbesondere bei 
der Besoldung 17 Regelungen 
(16 Landesregelungen und die 
bundesrechtliche Regelung für 
Bundesbeamte) existieren, die 
so weit voneinander entfernt 
sind, dass ein Unterschied bis 
zu einer Besoldungsgruppe be­
steht. In einem finanziell gut 
gestellten Bundesland wie Bay­
ern ist die Bezahlung eines 
Beamten beispielsweise in Be­
soldungsgruppe A 10 so wie in 
einem schlecht gestellten Bun­
desland wie Berlin bei einem 
Beamten in A 11. Damit ist die 
erst Anfang der 1970er-Jahre 
erzielte Vereinheitlichung im 
Beamtenrecht wieder abge­
schafft.

Dieser Wettbewerb unter den 
Bundesländern führt so weit, 
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Kurz notiert …
	< Glückwünsche  

zur Beförderung

Zum 1. September wurden in-
nerhalb der Thüringer Polizei 
zahlreiche Kolleg(inn)en beför-
dert. Wir möchten an dieser 
Stelle die Gelegenheit nutzen 
und unsere Glückwünsche zur 
Beförderung aussprechen.

Wir wissen aber auch, dass 
noch viele Kolleginnen und 
Kollegen bereits seit Jahren auf 
ihre Beförderung warten. Hier 
werden wir uns auch weiterhin 
dafür einsetzen, dass Lösungen 
gefunden werden, welche al-
len eine Perspektive im Berufs-
leben aufzeigt, bei der sie nicht 
länger bangen müssen, dass 
sie bis zu ihrer Pensionierung 
nicht befördert werden. 
Schließlich ist die Beförderung 
auch eine Anerkennung der ge-
zeigten Leistungen. Dabei wol-
len wir auch weiterhin nicht 
akzeptieren, dass diese Aner-
kennung nur nach Kassenlage 
und nicht entsprechend der 
gezeigten Leistung erfolgt.

Wir wissen aus der Erfahrung 
der vergangenen Jahre, dass 
dies kein einfacher Weg ist. 
Um hier erfolgreich zu sein, be-
nötigen wir ebenso das aktive 

Engagement aller in unserer 
Gewerkschaft vertretenen 
Kolleg(inn)en!

	< 140 zukünftige Polizisten 
vereidigt

Am 11. September wurden auf 
dem Marktplatz in Meiningen 
140 zukünftige Kolleginnen 
und Kollegen vereidigt. Wäh-
rend bisher die Vereidigung 
auf dem Gelände des Bildungs-
zentrums stattfand, war dies 
nach 2019 in Erfurt nun die 
zweite öffentliche Vereidigung. 
Innenminister Georg Maier 
nahm am Rednerpult den jun-
gen Uniformierten den Dienst-
eid auf das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland 
und die Verfassung des Frei-
staates Thüringen ab. Im 
Anschluss daran erklang die 
Nationalhymne.

Coronabedingt schworen die 
140 künftigen Polizisten dieses 
Mal erst kurz vor Ende der zwei-
jährigen theoretischen und 
praktischen Ausbildung für den 
mittleren Dienst den Eid. Im 
September mussten dann noch 
die letzten Prüfungen bestan-
den werden, bevor sie gemein-
sam mit dem 34. Studiengang 
des gehobenen Polizeivollzugs-

dienstes am 30. September im 
Rahmen eines feierlichen Fest-
aktes ihre Ernennung als würdi-
gen Abschluss ihrer Ausbildung 
erhielten.

Wir möchten allen Kollegin-
nen und Kollegen zu ihrem 
Abschluss die besten Wün-
sche übermitteln und einen 
guten Start im neuen Lebens-
abschnitt wünschen.

	< Änderungsmeldungen 
umgehend einreichen

Voraussetzung für eine gute 
Gewerkschaftsarbeit ist auch 
die permanente Pflege des 
Mitgliederbestandes. Dieser 
wird zentral von unserem 
Schatzmeister betreut. Das 
kann jedoch nur erfolgen, 
wenn auch Änderungen 
sowohl im persönlichen als 
auch im dienstlichen Bereich 
zeitnah mitgeteilt werden.

Dies betrifft den persönlichen 
Umzug, eine Versetzung in ei-
nen anderen Dienstbereich 
oder auch Änderungen in der 
Besoldung. Wir möchten sie 
bitten, uns solche Veränderun-
gen zeitnah mitzuteilen. Dies 
kann entweder per Mail an 
den Schatzmeister (Finanzen@

DPolG-Thueringen.de) ober 
über unsere Webseite unter
www.dpolg-thueringen.de/
mitgliedschaft/aenderungs-
mitteilung/ erfolgen.

Es ist auch in Ihrem Interesse, 
wenn Sie dies rechtzeitig und 
zeitnah tun, so ist es beispiels-
weise in Fällen der Gewährung 
von Rechtsschutz notwendig, 
dass wir über die aktuellen Da-
ten und Angaben verfügen.

	< Hinweise zum  
DPolG-Rechtsschutz

Als DPolG sind wir stets be-
müht, unseren Mitgliedern 
den bestmöglichen Rechts-
schutz zu bieten. Bewährt 
haben sich unsere Partner,  
die ROLAND Rechtsschutz 
Versicherung sowie das DLZ 
Ost des dbb. Rechtsschutz 
kann jedoch nur gewährt 
werden, wenn auch die Zah-
lung der Beiträge auf dem ak-
tuellen Stand ist. Gleichzeitig 
ist es in Angelegenheiten des 
Rechtsschutzes in den meisten 
Fällen notwendig, Fristen zu 
wahren. Bei der Einreichung 
des Rechtsschutzantrages 
bitten wir deshalb darum, 
möglichst alle für den Antrag 
notwendigen Unterlagen als 

dass gerade die armen Länder 
bei der Auswahl der Beamten 
das Nachsehen haben und in 
nicht wenigen Fällen auch 
noch die Kosten für die Ausbil-
dung der Beamten tragen, wel-
che sich nach dem Ende dieser 
nach Perspektiven in einem an-
deren Bundesland umsehen.

Andererseits sind gerade arme 
Bundesländer gezwungen, ei-
nen Sparkurs zu fahren. Bei 
allem Verständnis für die Not-
wendigkeit von Sparmaßnah
men im Landeshaushalt kann 
es jedoch nicht angehen, dass 

gerade bei den Beamten, wel-
che durch ihre Arbeit das Rück-
grat des Staates bilden, so weit 
gespart wird, dass viele finan
ziell kaum über dem Existenz-
minimum liegen. Offensichtlich 
überschattet der Wille zum 
Sparen die Sicht auf die Fürsor-
gepflicht des Staates gegen-
über seinen Beamten.

Aktuell führt gerade der tbb 
Argumente zu einer verfas-
sungskonformen und amts
angemessenen Besoldung ins 
Feld, welche wir als DPolG un-
terstützen und die unter der 

angegebenen Quelle nachzule-
sen sind. Jedoch haben wir er-
fahren, dass die Tagesordnung  
des Thüringer Landtages für 
die Sitzung des Plenums vom 
22. bis 24. September 2021, 
welche nach Redaktionsschluss 
geändert wurde, und sowohl 
der Gesetzentwurf zum Alters-
geld als auch der Gesetzent-
wurf zur Alimentation in dieser 
Sitzung behandelt werden. Aus 
diesem Grund haben wir uns 
entschieden, im kommenden 
POLIZEISPIEGEL konkret auf 
die in diesem Plenum gefass-
ten Beschlüsse einzugehen.�

 
Quellen:

https://www.beamten-magazin.de/
entstehung_und_entwicklung_
beamtenrecht_beamten_magazin

https://www.info-beamte.de/ 
geschichte-beamtentum/ 
https://www.bmi.bund.de/DE/
themen/oeffentlicher-dienst/ 
beamtinnen-und-beamte/ 
besoldung/besoldung-node.html

https://dewiki.de/Lexikon/ 
Beamtentum

https://www.thueringer- 
beamtenbund.de/aktuelles/ 
news/wieso-weshalb-warum/
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Anlage ebenfalls einzureichen. 
Dies ermöglicht unserem 
Rechtsschutzbeauftragten, 
Kollegen Schellenberg, eine 
schnelle Entscheidung und 
Weiterleitung der Unterlagen 
an unseren jeweiligen Rechts­
schutzpartner. In diesem Zu­
sammenhang möchten wir 
darauf verweisen, dass der be­
antragte Rechtsschutz nicht 
mit der Einreichung des Antra­
ges, sondern erst nach einer 
Zusage durch unsere Rechts­
schutzpartner wirksam wird.

Für inhaltliche Anfragen zum 
Sachverhalt steht Ihnen Kol­
lege Schellenberg unter der 
Mailadresse Recht@DPolG-
Thüringen.de zur Verfügung.

Die Rechtsschutzanträge bit­
ten wir ausschließlich in der 
Geschäftsstelle einzureichen.

Dies entweder per Mail an: 
DPolG@DPolG-Thueringen.de

oder postalisch an: 
DPolG Thüringen e. V. 
Schwerborner Straße 33 
99086 Erfurt

Gleichzeitig möchten wir noch­
mals darauf verweisen, dass 
Rechtsschutzanträge oft mit 
der Einhaltung von Fristen ver­
bunden sind. Es ist deshalb 
auch in Ihrem Interesse, wenn 
Sie diese schnellstmöglich bei 
uns einreichen.

	< Fest der Polizei 2021

Nachdem unser Fest der Polizei 
bereits im vergangenen Jahr 
unter eingeschränkten Bedin­
gungen stattfand, zwingt uns 
die Corona-Situation auch in 
diesem Jahr wieder zu Ein­
schränkungen. Dennoch sind 
wir froh, dass unser Fest auch 
in diesem Jahr wieder stattfin­
den kann. Für den 6. November 
erwarten wir wieder hochkarä­
tige Künstler, welche garan­
tiert dazu beitragen, dass dies 
ein für alle Gäste erlebnisrei­
cher Abend wird.

Karten nur über  
die Geschäftsstelle

Da wir das bestehende Hygie­
nekonzept einhalten müssen, 
wird es in diesem Jahr nur 
möglich sein, Karten über die 
Geschäftsstelle zu erwerben. 
Anfragen hierzu bitten wir 
direkt über Mail an Presse@
DPolG-Thueringen.de zu stel­

len. Aufgrund der in diesem 
Jahr begrenzten Plätze wer­
den wir diese entsprechend 
dem Eingang bearbeiten, 
wobei wir die Bitte haben, 
Karten auch nur dann anzu­
fragen, wenn eine Teilnahme 
am Fest der Polizei auch sicher 
ist. Dies sollte auch ein Gebot 
der Fairness gegenüber den 
Kolleginnen und Kollegen 

sein, denen wir in diesem Jahr 
leider eine Absage geben 
müssen.

Trotz aller Einschränkungen 
sind wir sicher, dass es auch in 
diesem Jahr wieder ein beson­
deres Fest wird. Dafür wün­
schen wir allen teilnehmenden 
Kolleg(inn)en einen wunder­
vollen Abend!�
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